
Abschrift 

duplikat - 26_1183 109225.1 

1 

Urkunde des Notars Thomas Reich 
Merziger Straße 52, 66763 Dillingen 
Tel. 06831/76821-0  Fax 06831/76821-25 
SB:  Notar Reich - RE / Az.: 2601058  

Urkundenverzeichnis Nummer                                                           1183                            /2026 

Der unterzeichnete 

Notar Thomas Reich  

mit dem Amtssitz in Dillingen/Saar, 

begab sich auf Ersuchen des Vorstands der Next2Sun AG, Sitz: Dillin-

gen/Saar, Amtsgericht Saarbrücken HRB 108025 (die „Gesellschaft“), heute, 

am 25. August 2026, 15:00 Uhr, in das Gemeindehaus Diefflen, Nalbacher 

Straße 100, 66763 Dillingen, um dort die Niederschrift über die heutige  

Ordentliche Hauptversammlung 

der Gesellschaft aufzunehmen 

Ausschließungsgründe gemäß § 3 BeurkG bestehen nicht. 

 

Zu dieser Ordentlichen Hauptversammlung waren erschienen: 

1. vom Aufsichtsrat der Gesellschaft, der aus den Damen und Herren 

a. Dr. Gunter ERFURT, Freiberg, Vorsitzender, 

b. Andreas ROTH, Schwalmthal, 

c. Martin AMRHEIN, Rodgau,  

d. Ralf TERHEYDEN, Bad Zwischenahn, 

e. Ute MELZER-METZGER, Saarbrücken, 

besteht, 

sämtliche Mitglieder; 

2. vom Vorstand der Gesellschaft, der aus den Herren  

a. Heiko HILDEBRANDT,  

b. Sascha KRAUSE-TÜNKER, 

besteht, sämtliche Mitglieder; 

3. die in dem Teilnehmerverzeichnis aufgeführten Aktionäre. 

A. 

Der Versammlungsleiter des Aufsichtsrats, Herr Dr. Gunter ERFURT, übernahm 

gemäß § 17 Abs. 1 der Satzung der Next2Sun AG Die Leitung der Versammlung 

und eröffnete diese um 15:03 Uhr. 



Abschrift 

duplikat - 26_1183 109225.1 

2 

1. Nach der Begrüßung der Anwesenden, der Vorstellung der anwesenden 

Mitglieder des Aufsichtsrates und des Vorstands sowie einem Hinweis 

darauf, dass von der Hauptversammlung keine Bild- und Tonaufzeich-

nungen und auch kein stenografisches Protokoll erstellt werden und 

dass die private Aufzeichnung der Vorgänge durch Bild- und Tonauf-

nahmen nicht gestattet ist, stellte der Versammlungsleiter fest, 

dass die Ordentliche Hauptversammlung form- und fristgerecht durch 

Veröffentlichung im Bundesanzeiger am 17. Juli 2026 unter Mitteilung 

der Tagesordnung einberufen worden ist und die Einberufung gemäß 

§ 125 Absatz (2) Aktiengesetz dem dort bezeichneten Personenkreis 

form- und fristgerecht mitgeteilt wurde. Er teilte mit, dass die 

bekannt gemachte Einberufung mit allen Tagesordnungspunkten und dem 

Wortlaut der Beschlussvorschläge im Versammlungsraum am Wortmelde-

tisch zur Einsicht ausliegt. Eine Kopie der Einberufung ist dieser 

Niederschrift als Anlage beigefügt. Alle gesetzlich erforderlichen 

Hauptversammlungsunterlagen sind seit dem Tag der Bekanntmachung der 

Einberufung im Bundesanzeiger auf der Internetseite der Gesellschaft 

zugänglich und liegen ebenfalls am Wortmeldetisch zur Einsicht aus 

2. Der Versammlungsleiter stellte weiter folgendes fest: 

a. Der Gesellschaft sind innerhalb der gesetzlichen Frist keine 

Anträge gemäß § 122 Absatz (2) Aktiengesetz auf Ergänzung der 

Tagesordnung zugegangen. 

b. Es sind der Gesellschaft auch keine Gegenanträge gemäß §§ 126 

Aktiengesetz innerhalb der hierfür maßgeblichen Frist zugegan-

gen. Ein Wahlvorschlag nach § 127 AktG zu Tagesordnungspunkt 5.3 

sei der Gesellschaft am heutigen Tag der Hauptversammlung zuge-

gangen. 

c. Stimmberechtigte Teilnehmer dieser Hauptversammlung sind, und im 

Teilnehmerverzeichnis werden erfasst, nur diejenigen Aktionäre 

und Aktionärsvertreter, die sich unter Vorlage ihrer Eintritts-

karte an der Eingangskontrolle registrieren haben lassen. Wer 

sich noch nicht oder nicht mit allen Eintrittskarten hat regist-

rieren lassen, kann dies jetzt noch im Eingangsbereich an der 

Eingangs- bzw. Ausgangskontrolle nachholen. 

Veränderungen der Präsenz werden als Nachträge festgehalten, je-

weils bekannt gegeben und ebenfalls am Wortmeldetisch zur Ein-

sichtnahme ausgelegt. 

d. Das Teilnehmerverzeichnis der heute erschienenen bzw. vertrete-

nen Aktionäre wird derzeit erstellt. Nach Fertigstellung des 

Teilnehmerverzeichnisses, spätestens jedoch vor der ersten Ab-

stimmung, werde der Versammlungsleiter die Präsenz bekanntgeben. 

Aktionäre, die ihr Stimmrecht ausschließlich durch Briefwahl 

ausüben, sind nicht „Teilnehmer“ der Hauptversammlung im Sinne 

von § 179 AktG, ihre Stimmen werden aber bei den Abstimmungen 
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mitgezählt. Das Teilnehmerverzeichnis wird laufend aktualisiert 

und kann hier eingesehen werden; es ist auch den virtuell zuge-

schalteten Aktionären und deren Vertretern im Aktionärsportal 

zugänglich gemacht.  

3. Zum Präsenzbereich erklärte der Versammlungsleiter den Versammlungs-

saal. Er erläuterte, dass diejenigen, die sich in diesem Bereich 

aufhalten, in der Versammlung als anwesend gelten und wies schon 

darauf hin, dass die Abgabe von Stimmen nur in diesem Versammlungs-

saal möglich ist. Wer die Hauptversammlung vorübergehend oder end-

gültig verlassen will, wurde gebeten, dies an der Eingangskontrolle 

mitzuteilen, damit die Präsenz ausgetragen wird und das Teilneh-

merverzeichnis aktualisiert werden kann.  

Der Versammlungsleiter wies weiter darauf hin, dass sich Aktionäre 

bei der Stimmrechtsausübung durch den weisungsgebundenen, von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter oder eine andere Person 

vertreten lassen können und wies darauf hin, dass die Bevollmächti-

gung des Stimmrechtsvertreters der Gesellschaft nur bis zum Eintritt 

in die Abstimmungen über die Beschlussvorschläge möglich ist.  

Zur Erteilung einer Vollmacht an einen Dritten sind entsprechende 

Formulare an der Ein- und Ausgangskontrolle erhältlich, wo auch 

Hilfe beim Ausfülle geleistet wird. Die Vollmacht sollte dann dem 

Bevollmächtigten übergeben werden.  

Aus organisatorischen Gründen bat der Versammlungsleiter darum, die 

Hauptversammlung während des Abstimmungsvorgangs nicht zu verlassen. 

4. Nach § 26 Absatz 2 der Satzung legt der Versammlungsleiter, die Form 

und die weiteren Einzelheiten der Abstimmung fest. Er teilte mit: 

Die Abstimmungen zu den Tagesordnungspunkten 2 bis 7 werden im 

Anschluss an die Aussprache durchgeführt. Für die Abstimmungen 

wird ein EDV-gestütztes Präsenzermittlungs- und Abstimmungssys-

tem verwendet 

5. Der Versammlungsleiter erklärte, dass bei Abstimmungen jede Aktie 

eine Stimme gewährt (§ 27 der Satzung). Er erläuterte weiter, dass 

die Abstimmungen im Wege des Subtraktionsverfahrens erfolgen, das 

heißt: 

Es werden nur die NEIN-Stimmen und die ENTHALTUNGEN eingesammelt 

und gezählt. Diese werden von der Präsenz, also der Gesamtzahl 

der bei der Abstimmung vertretenen Stimmen, abgezogen. Daraus 

ergibt sich die Anzahl der JA-Stimmen. 

Wer also zu den einzelnen Beschlussfassungen mit „JA“ stimmen 

möchte, darf keinen Stimmabschnitt abgeben. 

Die Stimmen der Aktionäre, die weder mit NEIN stimmen noch sich 

der Stimme ENTHALTEN haben, werden als JA-Stimmen gewertet. 
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Abgestimmt wird durch Abgabe der einzelnen Abschnitte der Stimm-

abschnittsbögen.  

Die von dem Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft abzugebenden 

NEIN-Stimmen und ENTHALTUNGEN werden aus technischen Gründen be-

reits vor dem Abstimmungsvorgang durch das elektronische Auszäh-

lungssystem erfasst. Die Freigabe dieser Stimmen erfolgt durch 

den Stimmrechtsvertreter dann im Rahmen der Abstimmung. 

Die Abstimmung wird grundsätzlich in einem Block durchgeführt 

und die Stimmabschnitte zu den Tagesordnungspunkten 2 bis 7 in 

einem Sammelgang am Ende der Tagesordnung nach Tagesordnungspunkt 

10 einsammeln. Die Auswertung erfolgt anschließend maschinell. 

Die Abstimmungsergebnisse wird der dann bekannt geben, sobald 

diese vorliegen, und die Beschlussfassungen feststellen. Der 

Notar wird das Abstimmungsverfahren überwachen. 

Unmittelbar vor Beginn der Abstimmung werde der Versammlungslei-

ter das Abstimmungsverfahren noch einmal kurz erläutern. Er be-

hielt sich vor, die Art der Abstimmung im Verlauf der Hauptver-

sammlung zu ändern, sofern ihm dies aus sachlichen Gründen ge-

boten erscheint. 

6. Der Versammlungsleiter erklärte weiter, dass zunächst eine General-

debatte stattfinden werde, in der die Diskussion der einzelnen Ta-

gesordnungspunkte zusammengefasst wird. Wer zur Tagesordnung spre-

chen möchte, wurde gebeten, möglichst frühzeitig eine schriftliche 

Wortmeldung unter Angabe des Namens und der Nummer des Stimmab-

schnittbogens am Wortmeldetisch abzugeben, wo Formulare bereitlie-

gen. Wortmeldungen können nur hier im Versammlungsraum am Wortmel-

detisch abgegeben werden. Jeder Redner wird dann vom Versammlungs-

leiter für seinen Wortbeitrag aufgerufen, und zwar jeweils der ak-

tuellen und der folgende Redner aufrufen, damit sich die Redner 

vorbereiten können. der Versammlungsleiter wird die Redner regelmä-

ßig in der Reihenfolge der Meldungen aufrufen, behält sich aber vor, 

auch eine andere Reihenfolge festzulegen. Auch diejenigen, die Fra-

gen oder Anträge bereits vorab schriftlich eingereicht haben, müssen 

diese noch einmal mündlich vortragen. Wer Anträge zur Geschäftsord-

nung hat, wurde vom Versammlungsleiter gebeten, diese schriftlich 

zu formulieren und zusammen mit seiner Wortmeldung abzugeben. Spä-

testens nach allen Wortmeldungen, wird der Vorstand zu den gestell-

ten Fragen zusammenhängend Stellung nehmen. Fragen, die sich an den 

Aufsichtsrat richten, wird dagegen in der Regel - nach Abstimmung 

mit dem Vorstand – der Versammlungsleiter beantworten. Danach wird 

es gegebenenfalls eine oder mehrere weitere Fragerunden geben, bei 

denen der Versammlungsleiter aber jeweils die Fragen sammelt und dem 

Vorstand die Gelegenheit zur zusammenhängenden Auskunftserteilung 

gibt. 
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B. 

Der Versammlungsleiter erläuterte, dass er alle Tagesordnungspunkte 

gleichzeitig aufrufen werden, da eine Generaldebatte stattfinden würde, 

und dass die Tagesordnungspunkte mit den Beschlussvorschlägen der Verwal-

tung mit der Einberufung bekannt gemacht, auf der Internetseite der Ge-

sellschaft veröffentlicht wurden und auch heute hier im Versammlungssaal 

ausliegen. Sollte jemand keine Tagesordnung vorliegen haben, hält die 

Gesellschaft am Wortmeldetisch entsprechende Exemplare bereit. Der Ver-

sammlungsleiter erklärte weiter, dass er die Tagesordnung und die einzel-

nen Tagesordnungspunkte mit den Beschlussvorschlägen der Verwaltung daher 

als bekannt voraussetzt. 

Die Tagesordnung wurde wie folgt erledigt: 

1. Tagesordnungspunkt 1:   

Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses sowie des Berichts des 

Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2025.  

Der Versammlungsleiter stellte fest, dass der Jahresabschluss zum 

31. Dezember 2025, der Lagebericht und der Bericht des Aufsichtsrats 

ausliegen. Er stellte weiter fest, dass  

− der Jahresabschluss der Gesellschaft für das Geschäftsjahr 2025 

von der HLB Treumerkur GmbH & Co. KG Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft, Wuppertal, aufgestellt worden ist, 

− der Aufsichtsrat den Jahresabschluss geprüft hat, 

− sich für den Aufsichtsrat keine Einwendungen ergeben haben,  

− der Aufsichtsrat den Jahresabschluss in seiner Sitzung vom 14. 

Juli 2026 gebilligt hat, der damit festgestellt ist. 

In seiner Eigenschaft als Vorsitzender des Aufsichtsrats verwies er 

auf den schriftlichen Bericht, in dem der Aufsichtsrat der Haupt-

versammlung über seine Tätigkeit schriftlich Bericht erstattet hat. 

Dieser Bericht ist seit dem 17. Juli 2026 auf der Internetseite zur 

Hauptversammlung öffentlich zugänglich, und liegt am Wortmeldetisch 

zur Einsicht aus. 

Der Versammlungsleiter bat dann den Vorstand um Erläuterung des 

Jahresabschlusses für das Geschäftsjahr 2025 sowie um Ausführungen 

zum laufenden Geschäftsjahr. 

Der Vorstand berichtete entsprechend. 

Der Versammlungsleiter dankte dem Vorstand für den Bericht. Er 

dankte – auch im Namen der Aktionäre - dem Vorstand und allen Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeitern der Next2Sun AG für die im abgelau-

fenen Geschäftsjahr geleistete Arbeit und das Erreichte. Er bat den 

Vorstand, diesen Dank den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Un-

ternehmens zu übermitteln. Er bedankte sich auch bei den Mitgliedern 

des Aufsichtsrats und des Vorstands für die gute Zusammenarbeit. 



Abschrift 

duplikat - 26_1183 109225.1 

6 

Der Versammlungsleiter teilte mit, dass das Teilnehmerverzeichnis 

erstellt wurde und danach von dem in 1.729.853 Aktien eingeteilten, 

€ 1.729.853,00 betragenden Stammkapital derzeit 1.139.837 Stückak-

tien mit 1.139.837 Stimmen in der heutigen Hauptversammlung erschie-

nen sind. Das Teilnehmerverzeichnis lag zur Einsichtnahme am Wort-

meldetisch aus. 

Der Versammlungsleiter eröffnete dann die Generaldebatte und bat 

darum, weitere Wortmeldungen am Wortmeldetisch abzugeben. Er erin-

nerte daran, dass eine Generaldebatte stattfinden würde und danach 

einen Aussprache zu den einzelnen Tagesordnungspunkten nicht mehr 

stattfinden würde.  

Der Versammlungsleiter stellte fest, dass sich bisher kein Redner 

zu Wort gemeldet hat. Der Vorsitzende bat daher erneut mehrfach um 

Wortmeldungen. Keiner der Anwesenden wünschte das Wort. Der Versamm-

lungsleiter fragte abschließend, ob Wortmeldungen oder Fragen vor-

liegen. Er stellte fest, dass keine Wortmeldungen vorliegen. Die 

Aussprache wurde daraufhin geschlossen, ohne dass es zu Wortmeldun-

gen gekommen wäre.  

Einwendungen gegen die Schließung der Aussprache wurden nicht erho-

ben. 

Vor Beginn der Abstimmungen erläuterte der Versammlungsleiter erneut das 

Abstimmungsverfahren. 

Er erläuterte, dass die Beschlüsse zu den Tagesordnungspunkten 2 bis 7 der 

einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen bedürfen. Die Beschlüsse zu den 

Tagesordnungspunkten 6 und 7 bedürfen zusätzlich der Mehrheit von mindes-

tens drei Viertel des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals. 

Der Versammlungsleiter stellte fest, dass der genaue Wortlaut der jewei-

ligen Beschlussvorschläge der Verwaltung zu den Tagesordnungspunkten 2 bis 

7 den Aktionären mit der bekannt gemachten und ausliegenden Einladung zur 

Hauptversammlung vorliegt und er daher davon ausgeht, dass jedem Aktionär 

die Tagesordnung mit den Beschlussvorschlägen bekannt ist und er daher auf 

eine Verlesung des Beschlussantrags jeweils verzichten kann. Hiergegen 

erhob sich kein Widerspruch, was der Versammlungsleiter feststellte. 

Der Versammlungsleiter eröffnete das Verfahren zur Abstimmung zu den wei-

teren Punkten der Tagesordnung, nachdem zu Tagesordnungspunkt 1 keine 

Abstimmung erforderlich ist, und die wie folgt erledigt wurden: 

2. Tagesordnungspunkt 2:   

Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands 

für das Geschäftsjahr 2025 

Der Versammlungsleiter stellte den durch Veröffentlichung der Ta-

gesordnung im Bundesanzeiger vom 17. Juli 2026 zu Tagesordnungspunkt 

2 bekannt gemachten, unveränderten Beschlussvorschlag von Vorstand 

und Aufsichtsrat  
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"Den im Geschäftsjahr 2025 amtierenden Mitgliedern des Vorstands 

wird Entlastung für diesen Zeitraum erteilt." 

zur Abstimmung. 

Der Versammlungsleiter wies darauf hin, dass nach § 136 Abs. 1 AktG 

die Mitglieder des Vorstands bei der Beschlussfassung über die Ent-

lastung des Vorstands Stimmrechte weder für sich aus eigenen noch 

aus fremden Aktien ausüben dürfen. Dieser Stimmrechtsausschluss er-

streckt sich auch auf Dritte, die das Stimmrecht für Aktien ausüben, 

welche den zu entlastenden Vorstandsmitgliedern gehören. Es wurde 

Vorsorge dafür getroffen, dass Aktien, die von einem solchen Stimm-

rechtsausschluss betroffen sind, bei der Abstimmung über diesen Ta-

gesordnungspunkt aus der Präsenz gestrichen werden und an der Ab-

stimmung nicht teilnehmen können. 

Wer für den Vorschlag der Verwaltung stimmen wolle, brauche nicht 

tätig zu werden. Wer gegen den Vorschlag stimmen oder sich enthalten 

will, möge Stimmabschnitt 2 aus dem Stimmabschnittsbogen heraustren-

nen und den Stimmabschnitt bei dem nach Tagesordnungspunkt 7 fol-

genden Sammelgang in den entsprechenden Sammelbehälter werfen. 

3. Tagesordnungspunkt 3:  

Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichts-

rats für das Geschäftsjahr 2025 

Der Versammlungsleiter stellte den durch Veröffentlichung der Ta-

gesordnung im Bundesanzeiger vom 17. Juli 2026 zu Tagesordnungspunkt 

3 bekannt gemachten, unveränderten Beschlussvorschlag von Vorstand 

und Aufsichtsrat  

"Den im Geschäftsjahr 2025 amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats 

wird Entlastung für diesen Zeitraum erteilt." 

zur Abstimmung. 

Der Versammlungsleiter wies darauf hin, dass nach § 136 Abs. 1 AktG 

die Mitglieder des Aufsichtsrats bei der Beschlussfassung über die 

Entlastung des Aufsichtsrates Stimmrechte weder für sich aus eigenen 

noch aus fremden Aktien ausüben dürfen. Dieser Stimmrechtsausschluss 

erstreckt sich auch auf Dritte, die das Stimmrecht für Aktien ausü-

ben, welche den zu entlastenden Aufsichtsratsmitgliedern gehören. 

Es wurde Vorsorge dafür getroffen, dass Aktien, die von einem solchen 

Stimmrechtsausschluss betroffen sind, bei der Abstimmung über diesen 

Tagesordnungspunkt aus der Präsenz gestrichen werden und an der 

Abstimmung nicht teilnehmen können. 

Wer für den Vorschlag der Verwaltung stimmen wolle, brauche nicht 

tätig zu werden. Wer gegen den Vorschlag stimmen oder sich enthalten 

will, möge Stimmabschnitt 3 aus dem Stimmabschnittsbogen heraustren-

nen und den Stimmabschnitt bei dem nach Tagesordnungspunkt 7 fol-

genden Sammelgang in den entsprechenden Sammelbehälter werfen. 
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4. Tagesordnungspunkt 4  

Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers und des 

Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2026 

Der Versammlungsleiter stellte den durch Veröffentlichung der Ta-

gesordnung im Bundesanzeiger vom 17. Juli 2026 zu Tagesordnungspunkt 

4 bekannt gemachten, unveränderten Beschlussvorschlag des Aufsichts-

rats  

"Die HLB TREUMERKUR GmbH & Co. KG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 

Wuppertal, wird zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für 

das Geschäftsjahr 2026 bestellt." 

zur Abstimmung. 

Wer für den Vorschlag der Verwaltung stimmen wolle, brauche nicht 

tätig zu werden. Wer gegen den Vorschlag stimmen oder sich enthalten 

will, möge Stimmabschnitt 4 aus dem Stimmabschnittsbogen heraustren-

nen und den Stimmabschnitt bei dem nach Tagesordnungspunkt 7 fol-

genden Sammelgang in den entsprechenden Sammelbehälter werfen. 

5. Tagesordnungspunkt 5:  

Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 

Der Versammlungsleiter stellte den durch Veröffentlichung der Ta-

gesordnung im Bundesanzeiger vom 17. Juli 2026 zu Tagesordnungspunkt 

5 bekannt gemachten, unveränderten Beschlussvorschlag des Aufsichts-

rats  

"Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für ihre Tätigkeit ab dem 

Datum des Endes der Hauptversammlung unter dem 25.8.2026 eine feste 

jährliche Vergütung in Höhe von EUR 15.000,00. Der Vorsitzende er-

hält EUR 30.000,00 der stellvertretende Vorsitzende einen Betrag in 

Höhe von EUR 18.000,00. Im Übrigen werden den Aufsichtsratsmitglie-

dern ihre Auslagen sowie eine etwaig anfallende Umsatzsteuer erstat-

tet. Die jährliche Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats wird 

in gleichen monatlichen Tranchen ausgezahlt." 

zur Abstimmung. 

Wer für den Vorschlag der Verwaltung stimmen wolle, brauche nicht 

tätig zu werden. Wer gegen den Vorschlag stimmen oder sich enthalten 

will, möge Stimmabschnitt 5 aus dem Stimmabschnittsbogen heraustren-

nen und den Stimmabschnitt bei dem nach Tagesordnungspunkt 7 fol-

genden Sammelgang in den entsprechenden Sammelbehälter werfen. 

6. Tagesordnungspunkt 6:  

Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 

2026/I mit der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss und über eine 

entsprechende Satzungsänderung 

Der Versammlungsleiter stellte den durch Veröffentlichung der Ta-

gesordnung im Bundesanzeiger vom 17. Juli 2026 zu Tagesordnungspunkt 
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6 bekannt gemachten Beschlussvorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat 

zur Abstimmung. Er wies darauf hin, dass dieser Vorschlag einen 

redaktionellen Fehler enthält. Die neue Satzungsbestimmung soll 

nicht als § 4 Abs. 3, sondern richtig als § 4 Abs. 6 der Satzung 

beigefügt werden. 

Der Versammlungsleiter stellte den entsprechend berichtigten Be-

schlussvorschlag zur Abstimmung, der aufgrund der Berichtigung fol-

genden Wortlaut hat: 

"1.  

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats - 

zusätzlich zum „Genehmigten Kapital 2025/I - das Grundkapital der 

Gesellschaft innerhalb von fünf Jahren ab Eintragung im Handelsre-

gister durch Ausgabe neuer, auf den Namen lautender Stückaktien 

gegen Bareinlage und/oder Sacheinlage, zu denen ausdrücklich auch 

Forderungen gegen die Gesellschaft oder gegen verbundene Unternehmen 

(§§ 15 ff. AktG) der Gesellschaft gehören, zu erhöhen, und zwar 

einmalig oder mehrmals, insgesamt jedoch höchstens um EUR 

416.905,00, zu erhöhen (Genehmigtes Kapital2026/I ), und zwar zu den 

unten (Ziff. 3) näher genannten Bedingungen. 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, nach Ausnutzung des genehmigten 

Kapitals oder Ablauf der Frist für die Ausnutzung des genehmigten 

Kapitals die Fassung der Satzung entsprechend anzupassen. 

2. 

Es wird folgender neuer § 4 Abs. 6 eingefügt: 

Der Vorstand ist bis zum 24.08.2031 (einschließlich) ermächtigt, das 

Grundkapital der Gesellschaft um bis zu EUR 416.905,00 durch ein- 

oder mehrmalige Ausgabe von bis zu 416.905 neuen, auf den Namen 

lautenden Stückaktien gegen Bareinlage und/oder Sacheinlage, zu de-

nen ausdrücklich auch Forderungen gegen die Gesellschaft oder gegen 

verbundene Unternehmen (§§ 15 ff. AktG) der Gesellschaft gehören, 

zu erhöhen („Genehmigtes Kapital 2026/I "). Das Bezugsrecht der 

Aktionäre kann ausgeschlossen werden. Die neuen Aktien können auch 

an ein oder mehrere Kreditinstitute oder andere in 5 186 Abs. 5 S. 

2 AktG benannte Unternehmen mit der Verpflichtung abgegeben werden, 

sie den Aktionären anzubieten (mittelbares Bezugsrecht), oder auch 

teilweise im Wege eines unmittelbaren Bezugsrechts (etwa an bezugs-

berechtigte Aktionäre, die vorab eine feste Bezugsvereinbarung ab-

gegeben haben) oder im Übrigen im Wege eines mittelbaren Bezugs-

rechts gemäß 5 186 Abs. 5 AktG gewährt werden. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre unter anderem aber nicht ausschließlich, 

in den folgenden Fällen auszuschließen: 

• für Spitzenbeträge; 
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• wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen zur Gewährung von 

Aktien zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmenstei-

len oder Beteiligungen an Unternehmen (einschließlich der Er-

höhung des Anteilsbesitzes) oder zur Erfüllung von Forderungen 

gegen die Gesellschaft oder gegen verbundene Unternehmen er-

folgt; 

• wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf 

die neuen Anteil am Grundkapital insgesamt weder 20 % des zum 

Zeitpunkt der Eintragung dieser Ermächtigung bestehenden 

Grundkapitals noch 20 % des im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen 

Aktien bestehenden Grundkapitals übersteigt, sofern der Ausga-

bebetrag der neuen Aktien (i) den Börsenpreis der bereits bör-

sennotierten Aktien der Gesellschaft oder (ii) den nach einer 

anerkannten Bewertungsmethode ermittelten Verkehrswert der Ak-

tien jeweils gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt 

der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags durch den Vor-

stand nicht wesentlich unterschreitet. Auf den vorgenannten 

Höchstbetrag sind sämtliche Aktien anzurechnen, die unter Aus-

schluss des Bezugsrechts nach oder in entsprechender Anwendung 

von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ab dem Zeitpunkt der Eintragung 

dieser Ermächtigung ausgegeben oder veräußert werden; oder 

• wenn es in Verbindung mit einer Zulassung der Aktien der Ge-

sellschaft zum Handel im Freiverkehr oder regulierten Markt 

einer deutschen Wertpapierbörse (der "Börsengang") erforder-

lich ist oder zur Schaffung von Mehrzuteilungsoptionen 

("Greenshoe"). 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 

weiteren Einzelheiten von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Ka-

pital 2026/I sowie deren Durchführung festzulegen. Der Aufsichtsrat 

ist ermächtigt, die Satzung nach teilweise oder vollständiger Durch-

führung von Kapitalerhöhungen aufgrund der Ermächtigung aus dem Ge-

nehmigten Kapital 2026/I oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist 

entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung neu zu fassen.“ 

Zu diesem Tagesordnungspunkt hat der Vorstand betreffend das Geneh-

migte Kapital 2025/I einen schriftlichen Bericht gemäß §§ 203 Abs. 

2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG verfasst. Der Bericht ist unter 

Ziffer II.2 dieser Einberufung wiedergegeben.  

Wer für den Vorschlag der Verwaltung stimmen wolle, brauche nicht 

tätig zu werden. Wer gegen den Vorschlag stimmen oder sich enthalten 

will, möge Stimmabschnitt 6 aus dem Stimmabschnittsbogen heraustren-

nen und den Stimmabschnitt bei dem nach Tagesordnungspunkt 7 fol-

genden Sammelgang in den entsprechenden Sammelbehälter werfen. 

7. Tagesordnungspunkt 7:  

Beschlussfassung über die Gewährung von Aktienoptionen durch 
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bedingte Kapitalerhöhung von 100.000,00 EUR 

Der Versammlungsleiter stellte den durch Veröffentlichung der Ta-

gesordnung im Bundesanzeiger vom 17. Juli 2026 zu Tagesordnungspunkt 

7 bekannt gemachten Beschlussvorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat 

zur Abstimmung. Er wies darauf hin, dass dieser Vorschlag einen 

redaktionellen Fehler enthält. Die neue Satzungsbestimmung soll 

nicht als § 4 Abs. 5, sondern richtig als § 4 Abs. 7 der Satzung 

beigefügt werden. 

Der Versammlungsleiter stellte den entsprechend berichtigten Be-

schlussvorschlag zur Abstimmung, der aufgrund der Berichtigung fol-

genden Wortlaut hat: 

"1.  

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, bis zum 31.12.2029 bis zu 100.000 

Bezugsrechte auf bis zu 100.000 auf den Namen lautende Stückaktien 

der Gesellschaft nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen auszugeben. 

2.   

Die Eckpunkte für die Ausgabe der Optionen lauten wie folgt: 

2.1   

Kreis der Bezugsberechtigten/Aufteilung der Bezugsrechte 

Optionen dürfen ausschließlich an Mitglieder der Geschäftsführung 

oder andere leitende Mitarbeiter der Gesellschaft oder eines ver-

bundenen Unternehmens ausgegeben werden. Der genaue Kreis der Be-

rechtigten sowie der Umfang der ihnen jeweils zu gewährenden Optio-

nen werden durch den Aufsichtsrat der Gesellschaft festgelegt. 

2.2   

Das Gesamtvolumen der Optionen verteilt sich auf die berechtigten 

Personengruppen wie folgt: 

2.2.1  

Jede/r Berechtigte/r erhält höchstens insgesamt bis zu 10% der Op-

tionen. 

2.2.2   

Die Berechtigten müssen zum Zeitpunkt der Gewährung der Optionen in 

einem ungekündigten Arbeits- oder Dienstverhältnis zur Gesellschaft 

oder zu einem mit ihr verbundenen in- oder ausländischen Unternehmen 

stehen. 

2.3   

Einräumung der Optionen (Erwerbszeiträume), Ausgabetag und Inhalt 

des Optionsrechts 

2.3.1   
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Die Einräumung der Optionen erfolgt in zwei Tranchen. 

2.3.2   

Die erste Tranche in Höhe von insgesamt 50.000 Aktien kann in einem 

Zeitraum vom 01.06.2027 bis zum 31.12.2027 ausgegeben werden. Die 

zweite Tranche in Höhe von insgesamt 50.000 Aktien kann in einem 

Zeitraum vom 01.06.2029 bis zum 31.12.2029 ausgegeben werden. 

2.4   

Die Ausgabe der jeweiligen Optionen erfolgt durch Abschluss eines 

schriftlichen Vertrages zur Übernahme von Optionen (Optionsverein-

barung) zwischen dem jeweiligen Berechtigten und der Gesellschaft. 

Die Gesellschaft wird dem Berechtigten zu diesem Zweck eine Opti-

onsvereinbarung vorlegen. Ausgabetag ist der Tag, an welchem die von 

der Gesellschaft unterzeichnete Optionsvereinbarung an den Berech-

tigten ausgehändigt wird. 

2.5   

Jede Option berechtigt zum Bezug einer auf den Namen lautenden 

Stückaktie der Gesellschaft gegen Zahlung des Ausübungspreises (vgl. 

dazu unter 3). 

2.6   

Die Optionsbedingungen können nach Vorgabe des Aufsichtsrats vorse-

hen, dass die Gesellschaft den Berechtigten zur Bedienung der Opti-

onen wahlweise statt neue Aktien aus dem bedingten Kapital eigene 

Aktien gewähren kann. 

3.   

Ausübungspreis (Ausgabebetrag) und Erfolgsziel 

3.1   

Der bei der Ausübung der jeweiligen Option für eine Aktie zu ent-

richtende Preis (Ausübungspreis) beträgt EUR 10,00. 

3.2   

Voraussetzung für die Ausübung der ersten Tranche der Optionen ist, 

dass mindestens drei der folgenden vier Bedingungen in der Next2Sun-

Gruppe (inkl. Tochtergesellschaften) im Geschäftsjahr 2026 erreicht 

wird: 

• 30 Mio. EUR Gesamtleistung auf Konzernebene 

• 150 Mitarbeiter im Jahresdurchschnitt 

• Auftragseingang 40 Mio EUR netto 

• Einzahlungen in die Kapitalrücklage und/oder qualifizierte 

Nachrangdarlehen im Volumen von insgesamt 5 Mio. EUR 

3.3   
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Voraussetzung für die Ausübung der zweiten Tranche der Optionen ist, 

dass mindestens drei der folgenden vier Bedingungen in der Next2Sun-

Gruppe im Geschäftsjahr 2028 erreicht wird: 

• 50 Mio. EUR Gesamtleistung auf Konzernebene 

• 200 Mitarbeiter im Jahresdurchschnitt 

• Auftragseingang 60 Mio EUR netto 

• Einzahlungen in die Kapitalrücklage und/oder qualifizierte 

Nachrangdarlehen im Volumen von insgesamt 20 Mio. EUR in den 

Geschäftsjahren 2026 bis einschließlich 2028 oder Börsen-Lis-

ting der Next2Sun AG 

4.   

Wartezeit für die erstmalige Ausübung und Ausübungszeiträume 

4.1   

Die jeweils gewährten Optionen können frühestens vier Jahre nach dem 

Ausgabetag ausgeübt werden. Eine Ausübung der Optionen ist jeweils 

nur in folgenden Zeiträumen möglich: 

4.1.1   

Tranche 1: 1.6.2031 bis 31.12.2031 

4.1.2   

Tranche 2: 1.6.2033 bis 31.12.2033 

4.2   

Soweit die Optionen bis zu diesem Zeitpunkt nicht ausgeübt worden 

sind, verfallen sie ersatzlos. 

5.   

Nichtübertragbarkeit und Verfall von Optionen 

5.1   

Die Optionen werden als nicht übertragbare Optionen gewährt. Die 

Optionen sind mit Ausnahme des Erbfalls weder übertragbar noch ver-

äußerbar, verpfändbar oder anderweitig belastbar. 

5.2   

Für die Fälle, dass das Anstellungsverhältnis durch Todesfall, ver-

minderte Erwerbsfähigkeit, Pensionierung, Kündigung oder anderwei-

tig nicht kündigungsbedingt beendet wird, können Sonderregelungen 

für den Verfall der Optionen in den Optionsbedingungen vorgesehen 

werden. 

6.   

Regelung weiterer Einzelheiten 
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6.1   

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten über die 

Ausgabe von Aktien aus dem bedingten Kapital und die weiteren Be-

dingungen des Aktienoptionsprogramms, insbesondere die Optionsbe-

dingungen für die berechtigten Personen, festzulegen. 

6.2   

Zu den weiteren Einzelheiten gehören insbesondere Bestimmungen den 

Ausgabetag innerhalb des vorgegebenen Zeitraums, Bestimmungen über 

Steuern und Kosten, das Verfahren für die Zuteilung an die einzelnen 

berechtigten Personen und die Ausübung der Optionen, Regelungen be-

züglich des Verfalls von Optionen im Falle der Beendigung des An-

stellungsverhältnisses sowie weitere Verfahrensregelungen. 

7   

Bedingtes Kapital  

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um 100.000,00 EUR durch Aus-

gabe von bis zu 100.000 auf den Namen lautende Stückaktien bedingt 

erhöht. Die bedingte Kapitalerhöhung dient ausschließlich der Er-

füllung von Optionen, die aufgrund der Ermächtigung der Hauptver-

sammlung vom 25.08.2026 gemäß vorstehenden 1) bis zum 31.12.2029 

gewährt werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 

durchgeführt, wie die Inhaber der ausgegebenen Optionen von ihrem 

Recht zum Bezug von Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen und die 

Gesellschaft zur Erfüllung der Optionen keine eigenen Aktien ge-

währt. Die Ausgabe der Aktien aus dem bedingten Kapital erfolgt zu 

dem gemäß 1) lit. c) bestimmten Ausübungspreis als Ausgabebetrag. 

Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem 

sie durch Ausübung von Optionen entstehen, am Gewinn teil. 

8   

Satzungsänderung 

8.1   

Die Satzung wird durch den folgenden neuen § 4 Abs. 7 ergänzt:   

“Das Grundkapital der Gesellschaft ist um 100.000,00 EUR durch 

Ausgabe von bis zu 100.000 auf den Namen lautende Stückaktien 

bedingt erhöht (bedingtes Kapital I/2026). Die bedingte Kapi-

talerhörung dient ausschließlich der Erfüllung von Optionen, 

die aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 

25.08.2026 bis zum 31.12.2029 gewährt werden. Die bedingte Ka-

pitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber 

der ausgegebenen Optionen von ihrem Recht zum Bezug von Aktien 

der Gesellschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft zur Er-

füllung der Optionen keine eigenen Aktien gewährt. Die neuen 

Aktien nehmen von Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie 
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durch Ausübung von Optionen entstehen, am Gewinn teil.” 

9   

Ermächtigung zur Änderung der Fassung der Satzung 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung von § 4 Abs. 5 der 

Satzung entsprechend der jeweiligen Ausgabe von Bezugsaktien anzu-

passen sowie alle sonstigen damit im Zusammenhang stehenden Ände-

rungen der Satzung vorzunehmen, die nur die Fassung betreffen. Ent-

sprechendes gilt für den Fall der Nichtausnutzung der Ermächtigung 

zur Ausgabe von Bezugsrechten nach Ablauf des Ermächtigungszeitraums 

sowie für den Fall der Nichtausnutzung des bedingten Kapitals nach 

Ablauf der Fristen für die Ausübung von Bezugsrechten“ 

Wer für den Vorschlag der Verwaltung stimmen wolle, brauche nicht 

tätig zu werden. Wer gegen den Vorschlag stimmen oder sich enthalten 

will, möge Stimmabschnitt 7 aus dem Stimmabschnittsbogen heraustren-

nen und den Stimmabschnitt bei dem nach Tagesordnungspunkt 7 fol-

genden Sammelgang in den entsprechenden Sammelbehälter werfen. 

C. 

1. Der Versammlungsleiter erklärte daraufhin, dass es nun zur Abstim-

mung über die Verwaltungsvorschläge zu den Tagesordnungspunkten 2 

bis 7 komme und dass die Abstimmungen ausschließlich in Versamm-

lungssaal stattfinden. Er erinnerte daran,  

dass die Abgabe eines Stimmabschnitts gleichbedeutend mit Ab-

stimmung mit NEIN oder mit ENTHALTUNG ist,  

dass also wer zu einem Beschlussvorschlag mit „JA“ stimmen 

möchte, keinen Stimmabschnitt abgeben darf, 

dass Stimmabschnitte, die nicht aufgerufen wurden, bei der Fest-

stellung des Abstimmungsergebnisses unberücksichtigt bleiben, 

und 

dass die Bevollmächtigung des Stimmrechtsvertreters der Gesell-

schaft ab jetzt nicht mehr möglich ist. 

Er ließ die Abstimmungspräsenz feststellen und bat die Aktionäre 

darum, den Raum während des Abstimmungsvorgangs nicht zu verlassen.  

Er eröffnete dann die Abstimmung über die Verwaltungsvorschläge zu 

den Tagesordnungspunkten 2 bis 7. 

Er bat um Handzeichen, damit der Abstimmungshelfer die NEIN-Stimmen 

und ENTHALTUNGEN einsammeln können, und bat die Abstimmungshelfer, 

mit dem Einsammeln zu beginnen. 

2. Nach Einsammeln der Stimmen stellte der Versammlungsleiter fest, 

dass die Stimmen eingesammelt wurden, alle anwesenden Aktionäre Ge-

legenheit hatten, die Stimmen abzugeben, und damit die Abstimmung 
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über die Verwaltungsvorschläge zu den Tagesordnungspunkten 2 bis 7 

abgeschlossen ist. 

Zur Auswertung der Ergebnisse unterbrach er die Hauptversammlung um 

16:25 Uhr. 

3. Um 16:32 Uhr setzte der Versammlungsleiter die Hauptversammlung 

fort. 

Er gab die Abstimmungspräsenz mit 1.139.837 Stimmen an und erklärte, 

dass der Nachtrag zum Teilnehmerverzeichnis am Wortmeldetisch zur 

Einsicht ausliegt. 

Er gab die Abstimmungsergebnisse zu den Vorschlägen der Verwaltung 

zu den Tagesordnungspunkten 2 bis 7 bekannt: 

a. zu Tagesordnungspunkt 2: 

Wegen der bestehenden Stimmrechtsverbote waren hier 1.019.797 

stimmberechtigte Akten anwesend bzw. vertreten. 

Ungültige Stimmen:  0 Stimmen 

Nein-Stimmen:   323.720 Stimmen 

Enthaltungen:   0 Stimmen 

Ja-Stimmen:    696.077 Stimmen 

Der Versammlungsleiter stellte fest und verkündete, dass damit 

der Vorschlag mit der erforderlichen Mehrheit, nämlich der ein-

fachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen, angenommen wurde. 

b. zu Tagesordnungspunkt 3: 

Wegen der bestehenden Stimmrechtsverbote waren hier 926.943 

stimmberechtigte Akten anwesend bzw. vertreten. 

Ungültige Stimmen:  0 Stimmen 

Nein-Stimmen:   323.720 Stimmen 

Enthaltungen:   0 Stimmen 

Ja-Stimmen:    603.223 Stimmen 

Der Versammlungsleiter stellte fest und verkündete, dass damit 

der Vorschlag mit der erforderlichen Mehrheit, nämlich der ein-

fachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen, angenommen wurde. 

c. zu Tagesordnungspunkt 4: 

Ungültige Stimmen:  0 Stimmen 

Nein-Stimmen:   1.610 Stimmen 

Enthaltungen:   0 Stimmen 

Ja-Stimmen:    1.138.227 Stimmen 

Der Versammlungsleiter stellte fest und verkündete, dass damit 
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der Vorschlag mit der erforderlichen Mehrheit, nämlich der ein-

fachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen, angenommen wurde. 

d. zu Tagesordnungspunkt 5:  

Ungültige Stimmen:  0 Stimmen 

Nein-Stimmen:   323.720 Stimmen 

Enthaltungen:   0 Stimmen 

Ja-Stimmen:    816.117 Stimmen 

Der Versammlungsleiter stellte fest und verkündete, dass damit 

der Vorschlag mit der erforderlichen Mehrheit, nämlich der ein-

fachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen, angenommen wurde. 

e. zu Tagesordnungspunkt 6: 

Ungültige Stimmen:  0 Stimmen 

Nein-Stimmen:   1.610 Stimmen 

Enthaltungen:   800 Stimmen 

Ja-Stimmen:    1.137.427 Stimmen 

Der Versammlungsleiter stellte fest und verkündete, dass damit 

der Vorschlag mit der erforderlichen Mehrheit, nämlich der ein-

fachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen und mit der 3/4 Mehrheit 

des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals, angenom-

men wurde. 

f. zu Tagesordnungspunkt 7: 

Ungültige Stimmen:  0 Stimmen 

Nein-Stimmen:   323.720 Stimmen 

Enthaltungen:   800 Stimmen 

Ja-Stimmen:    815.317 Stimmen 

Der Versammlungsleiter stellte fest und verkündete, dass damit 

der Vorschlag nicht mit der erforderlichen Mehrheit, nämlich der 

einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen und mit der 3/4 Mehr-

heit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals, an-

genommen wurde. Der Vorschlag ist daher abgelehnt. 

D. 

Nach Erledigung der Tagesordnung schloss der Versammlungsleiter die Ver-

sammlung um 16:37 Uhr, ohne dass von einem Aktionär Widerspruch erhoben 

worden ist. 
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Ich, der beurkundende Notar, stelle insbesondere fest: 

1. Die anwesenden Mitglieder von Aufsichtsrat und Vorstand waren wäh-

rend aller Abstimmungen ununterbrochen anwesend. Die Aktionäre waren 

so anwesend, wie im Teilnehmerverzeichnis genannt. 

2. Die Abstimmungen wurden in der von dem Versammlungsleiter bestimm-

ten, vorstehend aufgeführten Art vorgenommen und durchgeführt. 

3. Das Ergebnis jedes Beschlusses wurde vom Versammlungsleiter sofort 

festgestellt und verkündet. 

4. Es wurde nicht um die Aufnahme von Fragen in die Niederschrift 

ersucht. 

5. Zu keinem Beschluss wurde Widerspruch zur Niederschrift erhoben. 

Hierüber Niederschrift: 

Dillingen/Saar, den 25. August 2026 

 

gez. Th. Reich                               L.S. 

Thomas Reich  

Notar mit Amtssitz in Dillingen 

 
















